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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion der FDP 

 
 
zum Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Isolierung der aus der COVID-19-
Pandemie folgenden Belastungen in den kommunalen Haushalten und zur Sicherung 
der kommunalen Handlungsfähigkeit sowie zur Anpassung weiterer landesrechtlicher 
Vorschriften“ (Drs. 17/9829)  
 
 
Die Fraktionen von CDU und FDP beantragen, den Gesetzentwurf der Landesregierung für 

ein Gesetz zur Isolierung der aus der COVID-19-Pandemie folgenden Belastungen in den 

kommunalen Haushalten und zur Sicherung der kommunalen Handlungsfähigkeit sowie zur 

Anpassung weiterer landesrechtlicher Vorschriften (Drucksache 17/9829) wie folgt zu ändern: 

 

Die Anlage „Sonderhilfen gemäß § 3 Sonderhilfengesetz Stärkungspakt“ wird wie anliegend 

neu gefasst.  
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Begründung: 

 

Die diesem Änderungsantrag angefügte Anlage zu Artikel 2 § 3 Absatz 2 Satz 4 des Gesetz-

entwurfs war bereits Gegenstand der Verbändeanhörung durch das Ministerium für Heimat, 

Kommunales, Bau und Gleichstellung und ist zugleich dem Landtag gemäß Abschnitt I Ziffer 

1 der Parlamentsinformationsvereinbarung zur Kenntnis gegeben worden (Vorlage-Nr. 

17/3444). 

 

Aufgrund eines Büroversehens hat der Landesregierung zur Einbringung des Gesetzentwurfs 

in den Landtag jedoch eine Fassung der Anlage vorgelegen, die nicht der Berechnung nach 

Artikel 2 § 3 Absatz 1 und 2 des Gesetzentwurfs entspricht. Diese hat leider in der Folge Ein-

gang in die Landtagsdrucksache gefunden. 

 

Mit diesem Änderungsantrag soll dem Gesetzentwurf die dem Gesetzentwurf entsprechende 

Fassung der Anlage angefügt werden. Inhaltliche Änderungen ergeben sich dadurch insofern 

nicht, als die in der Anlage dargestellte Verteilung der Sonderhilfen bereits durch Artikel 2 § 3 

Absatz 1 und 2 des Gesetzentwurfs bestimmt ist.  

 

 

 

Bodo Löttgen     Christof Rasche 
Matthias Kerkhoff    Henning Höne 
 
und Fraktion      und Fraktion  
 


